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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entschließung des Rates über die Anpassung der Richtlinien 
zum Schutz und zur Verbesserung der Umwelt an den technischen Fortschritt 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Durchführung des Umweltprogramms der Ge- 
meinschaften erfordert den Erlaß von gemeinschaft- 
lichen Richtlinien zur Angleichung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten sowie 
zur Einführung gemeinschaftlicher Regelungen beim 
Fehlen einer entsprechenden nationalen Gesetzge- 
bung. 

In bestimmten Fällen kann es sich als notwendig 
erweisen, einige Vorschriften dieser gemeinschaft- 
lichen Richtlinien oder Regelungen nach einem Ad- 
hoc-Verfahren an den technischen Fortschritt anzu- 
passen. 

Unbeschadet der bereits getroffenen oder noch zu 
treffenden Entscheidungen über die Einsetzung der 
besonderen Ausschüsse ist diese Aufgabe im Rahmen 
von Artikel 155 letzter Gedankenstrich des Vertrages 
der Kommission zu übertragen, die in enger Zusam- 
menarbeit mit den Sachverständigen der Mitglied- 
staaten handelt. 


A. Sieht daher als grundsätzliche Lösung folgendes 
vor: 

— die Einsetzung von Ausschüssen, die aus Ver- 
tretern der Mitgliedstaaten bestehen und in 
denen ein Vertreter der Kommission den Vor- 
sitz führt; 

— die Aufnahme nachstehender Vorschriften in 
die gemeinschaftlichen Richtlinien oder Rege- 
lungen: 

„Artikel 


1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte 
Verfahren Bezug genommen, so befaßt der 
Vorsitzende den Ausschuß .... im folgen- 
den „Ausschuß" genannt, von sich aus oder 
auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staats. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbrei- 
tet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß 
nimmt zu diesem Entwurf innerhalb einer 
Frist Stellung, die der Vorsitzende nach der 
Dringlichkeit der betreffenden Frage be- 
stimmen kann. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande, wobei die Stimmen der Mitglied- 
staaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Ver- 
trags gewogen werden. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht 

genommenen Maßnahmen, wenn sie der 
Stellungnahme des Ausschusses ent- 
sprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genomme- 
nen Maßnahmen nicht der Stellungnah- 
me des Ausschusses oder ist keine Stel- 
lungnahme ergangen, so schlägt die 
Kommission dem Rat unverzüglich die 
zu treffenden Maßnahmen vor. Der Rat 
beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 
drei Monaten, nachdem ihm der Vor- 
schlag übermittelt worden ist, keinen 
Beschluß gefaßt, so werden die vorge- 
schlagenen Maßnahmen von der Kom- 
mission getroffen. 
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B. sieht vor, daß in Fällen, die nach Ansicht der 
Kommission von besonderer Bedeutung sind, die 
Kommission den Rat unmittelbar mit Vorschlä- 
gen befaßt über die der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit beschließt; 

C. kommt überein, daß in jeder gemeinschaftlichen 
Richtlinie oder Regelung angegeben wird, für 
welche Bestimmungen dieser gemeinschaftlichen 
Richtlinie oder Regelung die oben festgelegten 
Verfahren in Anspruch genommen werden; 

D. kommt überein, daß der Rat nach einem Zeitraum 
von 18 Monaten nach der erstmaligen Anwen- 
dung der oben festgelegten Verfahren auf Antrag 
eines Mitgliedstaats und auf Vorschlag der Kom- 
mission im Lichte der gesammelten Erfahrungen 
prüft, ob diese Verfahren zu ändern sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27 . Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
29. März 1974 - 1/4 -680 70 -E- Um 9/1/74: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. März 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsentwurf ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 

über die Anpassung der gemeinschaftlichen Richtlinien oder Regelungen zum Schutz und zur 
Verbesserung der Umwelt an den technischen Fortschritt 


Die Durchführung des Aktionsprogramms der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes, das vom Rat am 19. Juli 1973 *) verab- 
schiedet wurde, erfordert den Erlaß von gemein- 
schaftlichen Richtlinien oder Regelungen durch den 
Rat, die zum Teil technischer Natur sind. 

In einigen Fällen kann es sich als notwendig erwei- 
sen, die in diesen gemeinschaftlichen Richtlinien oder 
Regelungen vorgesehenen Maßnahmen durch ein 
Ad-hoc-Verfahren an den technischen Fortschritt an- 
zupassen. 

Auf dem Gebiet der Beseitigung der technischen 
Hemmnisse im Warenverkehr, die sich aus Unter- 
schieden in den Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
ergeben, hat der Rat bereits mit seiner Entschließung 
vom 28. Mai 1969 ein entsprechendes Verfahren ge- 
schaffen. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß für die Anpas- 
sung der gemeinschaftlichen Richtlinien oder Rege- 
lungen zum Schutz und zur Verbesserung der Um- 
welt ein ähnliches Verfahren eingerichtet werden 
sollte. 


Es wird daher dem Rat vorgeschlagen, als grundsätz- 
liche Lösung die Einsetzung von Ausschüssen zu be- 
schließen, die sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten 
zu sammen setzen und ln denen ein Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt. Diese Ausschüsse sol- 
len damit beauftragt werden zu den vorgesehenen 
Änderungen der von einem solchen Verfahren be- 
troffenen gemeinschaftlichen Richtlinien Stellung- 
nahmen abzugeben. 

In bestimmten Fällen, denen besondere Bedeutung 
zukommt, oder falls der Ausschuß keine Stellung- 
nahme abgibt oder zu keiner Einigung gelangt, unter- 
breitet die Kommission dem Rat unmittelbar Vor- 
schläge, über die dieser mit qualifizierter Mehrheit 
entscheidet. 

Die Kommission schlägt daher dem Rat vor, den bei- 
liegenden Entwurf einer Entschließung anzunehmen. 


i) 22. November 1973 - J. O. 20. Dezember 1973 
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